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Wahlen der Direktoren, Richter und Schöffen
der Bezirksgerichte 1981
im Zeichen des X. Parteitages der SED
Der Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrates der 
DDR und Minister der Justiz, Hans-Joachim H e u s i n ­
g e r ,  äußerte sich gegenüber dem Chefredakteur der 
„Neuen Justiz“, Dr. Gerhard Steffens, zur Bedeutung und 
zu einigen inhaltlichen Fragen der Wahlen.

Die Wahl der Direktoren, Richter und Schöffen der Be­
zirksgerichte findet im Zusammenhang mit den am 14. Juni 
1981 vorgesehenen Wahlen der Abgeordneten zur Volks­
kammer und zu den Bezirkstagen statt, also kurze Zeit 
nach dem X. Parteitag der SED.

Wie werten Sie, Herr Minister, diese Tatsache, und 
worin sehen Sie die besondere Bedeutung der Richterwah­
len im Jahr 1981?

Es ist richtig, daß der gerade beendete X. Parteitag der 
SED, dessen richtungweisende Beschlüsse für alle Bürger 
unseres Staates von großer Bedeutung sind, den bevor­
stehenden Wahlen am 14. Juni 1981 ein besonderes Gepräge 
gibt. Die Wahlvorbereitung reiht sich in die große Volks­
aussprache ein, die in den kommenden Wochen und Mo­
naten in den Kollektiven der Werktätigen, in den Wohn­
gebieten, ja selbst innerhalb vieler Familien in unserem 
Land zu den Ergebnissen des Parteitages stattfinden wird.

Die Wahlen werden unter diesen Vorzeichen von folgen­
den Grunderkenntnissen bestimmt:

1. Der Parteitag konnte die Feststellung treffen, daß 
sich das Vertrauen der Bevölkerung in die prinzipienfeste, 
kontinuierliche und erfolgreiche Politik der SED und in 
die sich daraus ergebende soziale Sicherheit und den ge­
sellschaftlichen Fortschritt weiter vertieft hat.

2. Es wurde erneut deutlich, daß die planmäßige, 
schrittweise Verwirklichung der Hauptaufgabe in ihrer 
Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik höhere Anfor­
derungen an die staatliche Leitung aller sozialen Prozesse 
stellt.

3. Die Lösung der anspruchsvoller werdenden politi­
schen und ökonomischen Aufgaben der achtziger Jahre 
erfordert das noch gezieltere Einbeziehen der Werktätigen 
aller Klassen und Schichten. Die noch bessere Umsetzung 
des verfassungsmäßig garantierten Mitbestimmungsrechts, 
d. h. die noch bessere Nutzung der Erfahrungen und Kennt­
nisse der Werktätigen in der Staatspraxis ist ein unabding­
bares Erfordernis und dokumentiert in den verschiedensten 
Erscheinungsformen der sozialistischen Demokratie die 
Einheit von sozialistischem Staat und werktätigen Massen.

4. Schließlich erleben die Werktätigen tagtäglich, wie 
ihnen mit der schrittweisen Realisierung des sozialpoliti­
schen Programms die Früchte ihrer eigenen Arbeit zugute 
kommen. Dadurch wird nicht nur ihre Bereitschaft geför­
dert, am Arbeitsplatz ihr Bestes zu geben und Wege zur 
weiteren Leistungssteigerung zu finden, sondern es ent­
wickelt sich damit auch das Bewußtsein der Werktätigen 
zum Schutz der Ergebnisse ihrer Arbeit.

Sie sehen also gute Bedingungen für die inhaltliche 
Ausgestaltung der diesjährigen Wahlen?

Ja, das möchte ich ausdrücklich betonen. Der enge zeitliche 
Zusammenhang zwischen dem X. Parteitag und den Wah­
len wird dazu führen, daß insbesondere Fragen der Festi­
gung unserer Staats- und Gesellschaftsordnung, der Ver­
vollkommnung der sozialistischen Demokratie, der Weiter­
entwicklung des sozialistischen Rechts usw. nicht jeweils 
gesondert in Auswertung des Parteitages oder im Hinblick 
auf die Wahlen erörtert werden, sondern daß diese The­
men zu einer geschlossenen Volksaussprache zusammen­
gefaßt werden. Das schafft uns ein hervorragendes Klima 
bei der politisch-ideologischen Arbeit. Wir sind so in der 
Lage, die aktuellen politischen und ökonomischen Fragen, 
die der X. Parteitag aufgeworfen und beantwortet hat, 
schöpferisch in der Wahlbeweguhg umzusetzen.

Die enge Verbindung der Wahlen der Abgeordneten 
der Volkskammer und zu den Bezirkstagen sowie zur 
Stadtverordnetenversammlung von Berlin, Hauptstadt der 
DDR, mit der Wahl der Direktoren, Richter und Schöffen 
der Bezirksgerichte — das gilt natürlich für die Richterwah­
len allgemein — ist eines unserer staatstragenden Prinzi­
pien.

Das hängt damit zusammen, daß das sozialistische 
Recht als Machtinstrument der Arbeiterklasse der weiteren 
Festigung der politischen Organisation unserer Gesellschaft, 
dem Schutz und der Weiterentwicklung der sozialistischen 
Ordnung, der Entfaltung der sozialistischen Lebensweise 
der Werktätigen und der Garantie der Freiheit und Men­
schenwürde unserer Bürger dient. Wegen dieser großen Be­
deutung verstehen wir die sozialistische Rechtspflege auch 
als organischen Bestandteil der einheitlichen politischen 
Machtausübung in unserem Arbeiter-und-Bauern-Staat. So 
ist zu erklären, daß wir gewissermaßen eine „in sich ge­
schlossene Wahl“ durchführen.

Welche Rechtsgrundlagen gibt es für die Wahl der Direk­
toren, Richter und Schöffen der Bezirksgerichte? Wer 
schlägt die Kandidaten vor, und wie ist der Gang der 
Wahl?

Die gesetzlichen Grundlagen für die Wahl finden sich in 
der Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik 
und im Gerichtsverfassungsgesetz. So regelt Art. 94 der 
Verfassung in Übereinstimmung mit § 44 GVG die Voraus­
setzungen für die Wahl der Richter. Danach kann Richter 
und Schöffe nur sein, wer dem Volk und seinem sozialisti­
schen Staat treu ergeben ist und über ein hohes Maß an 
Wissen und Lebenserfahrung, an menschlicher Reife und 
Charakterfestigkeit verfügt. Als Richter kann jeder Bür­
ger der DDR gewählt werden, dessen Persönlichkeit den 
an einen Richter gestellten Anforderungen entspricht, der 
eine juristische Ausbildung an einer dazu bestimmten Aus­
bildungsstätte erworben hat und das Wahlrecht besitzt. 
Als Schöffe kann jeder Bürger der DDR gewählt werden, 
dessen Persönlichkeit den an diese ehrenamtliche Tätigkeit 
gestellten Anforderungen entspricht und der das Wahlrecht 
besitzt.

§ 46 Abs. 3 und 4 GVG regelt, daß die Direktoren, Rich­
ter und Schöffen der Bezirksgerichte durch die Bezirkstage 
für die Dauer der Wahlperiode dieser Volksvertretungen 
bis zu deren Neuwahl gewählt werden. Die Richter und 
Schöffen werden innerhalb von drei Monaten nach der 
Neuwahl der Volksvertretungen gewählt. Gemäß § 47 GVG 
erfolgt die Wahl auf der Grundlage spezieller Festlegun­
gen des Staatsrates.

Der Minister der Justiz reicht im Einvernehmen mit 
den zuständigen Ausschüssen der Nationalen Front die 
Kandidatenvorschläge für die Wahl der Direktoren, Richter 
und Schöffen der Bezirksgerichte ein. Eine Besonderheit 
und damit zugleich Ausdruck unserer sozialistischen De­
mokratie ist die Tatsache, daß die Kandidatenvorschläge 
für die Wahl der Richter der Senate für Arbeitsrecht dem 
Minister der Justiz vom FDGB unterbreitet werden. Die 
Kandidatenvorschläge für die Wahl der Schöffen der Be­
zirksgerichte werden dem Minister der Justiz durch die 
zuständigen Ausschüsse der Nationalen Front und, soweit 
es Schöffen für das Arbeitsrecht betrifft, durch die zustän­
digen Vorstände des FDGB unterbreitet.

Es zählt seit längerer Zeit zur bewährten Praxis der 
Wahlvorbereitung, daß auch die Schöffen in Anlehnung an 
§ 17 Wahlgesetz von ihren Kollektiven auf ihre Geeignet­
heit für diese verantwortungsvolle Funktion geprüft wer­
den. Bei vergangenen Wahlen zeigte es sich, daß die Kol­
lektive in dieser Hinsicht sehr kritisch sind und nur jenen 
Kandidaten ihre Zustimmung zur Kandidatur geben, die 
auch wirklich die im Gesetz geforderten Voraussetzungen 
erfüllen. Ich werte auch das als Ausdruck richtig verstan­
dener sozialistischer Demokratie.


